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BGB §§ 1023, 1090; GBO § 29; BeurkG § 39

Wird die Ausübungsstelle einer Dienstbarkeit rechtsgeschäft­
lich bestimmt, muß diese Stelle als Inhalt des Rechts in den 
Eintragungsunterlagen eindeutig bezeichnet werden.

Soll dies durch Bezugnahme auf eine Skizze geschehen, dann 
muß die beglaubigte Bewilligung selbst auf diese Skizze Bezug 
nehmen; die bloße Verbindung der Bewilligungserklärung mit 
der Skizze über Schnur und Siegel und ein entsprechender 
notarieller Vermerk auf der Skizze (die Skizze sei "Anlage 
zur notariellen Urkunde") genügen nicht.

BGH, Beschl. v. 6. März 1981 - V ZB 2/81 - OLG Hamm
LG Siegen
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V ZB 2/81 BESCHLUSS
in der Grundbuchsache

betreffend die Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit für die Westfälische FBBBE~Aktiengesell­
schaftt in PB M M B  auf den im Grundbuch von 
Blatt ̂ ^ B  eingetragenen Grundstücken Flur 30, Flur­
stücke B lind B
Beteiligte:
1. Josef Peter Istraße f ,

Antragsteller und Beschwerdeführer 
- auch hinsichtlich der weiteren 

Beschwerde -
- Verfahrensbevollmächtigter: Notar
2. Westfälische Aktiengesellschaft, KB|straße |B,DBBBB, vertreten durch ihren Vorstand, Dipl.-Volks- 

wirt Joachim K ö B B  und Dipl.-Ing. Bernhard Nfl
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 
6. März 1981 durch den Vorsitzenden Richter Hill und 
die Richter Dr. Eckstein, Prof. Dr. Hagen, Linden und 
Dr. Vogt

beschlossen:

Die weitere Beschwerde gegen den Be­
schluß der 4. Zivilkammer des Landge­
richts Siegen vom 27. Juni 1980 wird 
auf Kosten des Beteiligten zu 1 zu­
rückgewiesen.

Der Beschwerdewert wird auf 5 000 DM 
festgesetzt.

G r ü n d e

I.
Der Beschwerdeführer hat zugunsten der Beteilig­

ten zu 2 mit notariell beglaubigter Erklärung vom 
8. Mai 1980 die Eintragung einer Dienstbarkeit fol­
genden Inhalts auf seinen Grundstücken in H| 
bewilligt und beantragt:

"Die Westfälische FflH||-Aktiengesell- 
schaft, DflHIB, ist berechtigt, eine 
unterirdische Gasrohrleitung nebst Zu­
behör in dem o.g. Grundstück zu verle­
gen, zu betreiben und zu unterhalten.
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Auf dem 6 m breiten Schutzstreifen, dessen 
Außengrenzen beiderseits der Rohrachse in 
einem Abstand von 3 m verlaufen, dürfen 
für die Dauer des Bestehens der Leitung 
keine Gebäude errichtet oder sonstige Ein­
wirkungen vorgenommen werden, die den Be­
stand der Leitung und des Zubehörs gefähr­
den oder den Betrieb der Leitung und des 
Zubehörs behindern. Zu den gefährdenden 
Einwirkungen gehören auch Bodenauf- und 
-abträge.
Es ist der Westfälischen Aktien­
gesellschaft zu gestattet, die
Ausübung der Dienstbarkeit Dritten zu 
überlassen."

Die Rückseite dieser Erklärung enthält den Beglaubigungs­
vermerk. Verbunden durch Schnur und notarielles Siegel 
ist eine kopierte Zeichnung (Teil der Flurkarte; Grund­
akte Bl. 48) als zweites Blatt beigefügt, in der auf 
den Grundstücken des Beschwerdeführers ein dunkler 
Strich (etwa rechtwinklig verlaufend) und auf beiden 
Seiten hiervon eine breitere hellere Schraffierungs­
zone eingezeichnet sind. Ein notarieller Vermerk vom 
2. Juni 1980 auf der Rückseite bezeichnet die Kopie 
als Anlage zur notariellen Urkunde vom 8. Mai 1980.

Unter Vorlage dieser Unterlagen hat der Notar 
beim Grundbuchamt die Eintragung der Dienstbarkeit be­
antragt. Der Rechtspfleger hat mit Zwischenverfügung 
vom 6. Juni 1980 darauf hingewiesen, daß sich aus der 
Eintragungsbewilligung der Verlauf der Gasrohrleitung 
nicht ergebe, weil sie mit keinem Wort auf die beige­
fügte Flurkarte Bezug nehme. Es sei daher eine er­
gänzende Erklärung des Eigentümers in grundbuchmäßiger
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Form erforderlich, die über den genauen Verlauf der 
Gasrohrleitung Auskunft gebe, zu ihrer Beibringung 
werde eine Frist von einem Monat gesetzt.

Die als Beschwerde behandelte Erinnerung des 
Notars gegen die Zwischenverfügung des Grundbuchamts 
hat das Landgericht als unbegründet zurückgewiesen.
Das Oberlandesgericht Hamm möchte die weitere Be­
schwerde ebenfalls zurückweisen, weil wegen der Aus­
wirkungen des Bauverbots die Ausübungsstelle für die 
Grunddienstbarkeit zwingend rechtsgeschäftlich fest­
gelegt werden müsse. Das setze eine Bezugnahme auf 
die beigefügte Karte in der Bewilligung voraus; sie 
könne durch eine bloße Verbindung von Zeichnung und 
Urkunde mit Schnur und Siegel und durch den Vermerk 
auf der Zeichnung selbst nicht ersetzt werden. Es 
sieht sich jedoch an dieser Entscheidung gehindert 
im Hinblick auf den Beschluß des Oberlandesgerichts 
Bremen vom 13. August 1965, 1 W 88/65 = NJW 1965,
2403 und hat deshalb die weitere Beschwerde dem Bun­
desgerichtshof zur Entscheidung vorgelegt.

II.

Die Vorlage ist zulässig (§ 79 Abs. 2 Satz 1 GBO). 
Das Oberlandesgericht hält für entscheidungserheblich 
(und insoweit ist der Senat für die Zulässigkeitfrage 
an die Auffassung des Oberlandesgerichts gebunden;
BGHZ 7, 339, 341; ständige Rechtsprechung des Reichs­
gerichts vgl. RGZ I36, 402, 405), ob bei der hier ge­
gebenen Leitungsdienstbarkeit mit Bauverbotszone die
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Ausübungsstelle der Dienstbarkeit zwingend zum rechts- 
geschäftlichen Inhalt der Belastung gehöre und demgemäß 
in der Bewilligungserklärung in grundbuchmäßiger Form 
eindeutig bezeichnet werden müsse. Diese die Auslegung 
von Grundbuchrecht betreffende Frage möchte es bejahen. 
Das Oberlandesgericht Bremen hat sie für eine Dienst­
barkeit entsprechenden Inhalts in dem bezeichneten 
Beschluß verneint.

III.

Die zulässige weitere Beschwerde ist unbegründet. 
Das Grundbuchamt hat die notariell beglaubigte Bewilli­
gungserklärung zu Recht beanstandet, weil sie die Aus­
übungsstelle der Dienstbarkeit nicht mit hinreichender 
Bestimmtheit bezeichne.

Das Oberlandesgericht versteht offenbar den Ein­
tragungsantrag mit Bewilligung zutreffend dahin, daß 
nicht nur ein Grundstücksteil belastet werden soll 
(vgl. § 7 Abs. 2 i.V.m. § 2 Abs. 3 GBO), sondern eine 
Gesamtbelastung des Grundstücks mit Ausübungsbeschrän­
kung auf einen realen Streifen beabsichtigt ist (vgl. 
auch § 1023 BGB).

Bei der Gesamtbelastung mit Ausübungsbeschrän­
kung sind zu unterscheiden die Dienstbarkeiten, in 
denen die Ausübungsstelle rechtsgeschäftlich fest­
gelegt ist (vgl. § 1023 Abs. 1 Satz 2 BGB) von den 
Fällen, in denen dies nicht vereinbart ist, die Aus­
übungsstelle mithin nicht rechtsgeschäftlicher Inhalt
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der Grundstücksbelastung ist, sondern der tatsächlichen 
Ausübung überlassen bleibt. In beiden Fällen ergeben 
sich auch keine Zweifelsfragen hinsichtlich der nöti­
gen Bestimmtheit der Eintragungsunterlagen. Ist die 
Ausübungsstelle Inhalt der Belastung, muß sie in der 
Bewilligung eindeutig bezeichnet werden, bleibt da­
gegen die Festlegung der Ausübungsstelle der tatsäch­
lichen Ausübung überlassen, ist dieses Eintragungser- 
fordernis nicht gegeben (vgl. BGH Urteil vom 17. Ja­
nuar 1969, V ZR 162/65 = NJW 1969, 502, 503; KG NJW 
1973, 1128 ff m.w.N.; BGB-RGRK 12. Aufl. § 1023 Rdn. 1). 
Das zieht auch das Oberlandesgericht nicht in Zweifel, 
meint aber, im vorliegenden Fall dürfe die Bestimmung 
der Ausübungsstelle nicht der tatsächlichen Ausübung 
überlassen bleiben, sondern gehöre nach der Art der 
Dienstbarkeit zwingend zum rechtsgeschäftlichen In­
halt. Ein Bauverbot sei von so wesentlicher Bedeutung 
für die Dienstbarkeit, daß die Ausübungsstelle insoweit 
in der Eintragungsbewilligung klargestellt werden müsse. 
weil sonst mit Rücksicht auf die Möglichkeit einer Be­
bauung des Grundstücks ein unerträglicher Zustand der 
Rechtsunsicherheit geschaffen werde. Ohne Festlegung 
der Ausübungsstelle werde hier das Wesen der Grund­
dienstbarkeit nicht erkennbar (vgl. auch OLG Hamm 
OLGZ 67, 456, 457 ff; KG aaO S. 1029, 1130; OLG Celle 
Nds Rpfl 1978, 57).

Diese Frage muß jedoch nicht beantwortet werden, 
weil es für die Entscheidung über die weitere Beschwerde 
auf sie nicht ankommt. Aus den Eintragungsunterlagen 
ergibt sich nämlich gerade, daß die Ausübungsstelle zum 
Inhalt der Grunddienstbarkeit gemacht und rechtsgeschäft­
lich festgelegt werden soll. Da die Eintragungsbewilligung



hier über Schnur und Siegel mit der Kopie einer Flur­
karte verbunden war (§44 BeurkG), auf der der Verlauf 
der Rohrleitung mit Bauverbotszone eingezeichnet ist 
(eine andere Bedeutung der geschilderten Zeichnung 
kommt nicht in Betracht) und der Notar mit gesonder­
tem Vermerk diese Zeichnung auch noch ausdrücklich 
als Anlage zur Bewilligungsurkunde feststellt, be­
deutet dies, daß über die Einzeichnung in der Flur- 
karte die Ausübungsstelle für die Dienstbarkeit rechts­
geschäftlich festgelegt werden sollte. Ein anderer Sinn 
(§ 133 BGB) für die Beifügung der Zeichnung auf die 
vorgeschilderte Art ist nicht erkennbar. Dann aber 
verlangen das Grundbuchamt und im Ergebnis auch das 
Oberlandesgericht zu Recht, daß die Bewilligung als 
maßgebliche Eintragungsunterlage den Verlauf der Gas­
leitung umfassen muß. Das kann in der Form geschehen, 
daß auf die beigefügte Flurkarte und die darauf er­
folgte Einzeichnung Bezug genommen wird (vgl. auch 
BGHZ 59» 11 ff). An einer solchen Bezugnahme (auf die 
Skizze) fehlt es hier in der beglaubigten Bewilligung. 
Auf diese kommt es an (§ 29 Abs. 1 Satz 1 GBO). Es ge­
nügt weder die bloße Verbindung der Zeichnung mit 
Schnur und Siegel noch der auf der Zeichnung befind­
liche Vermerk, sie bilde eine "Anlage zur notariellen 
Urkunde". Der Senat (BGHZ aaO) hat auch schon für die 
Rechtslage vor Erlaß des Gesetzes zur Änderung und Er­
gänzung beurkundungsrechtlicher Vorschriften vom 
20. Februar 1980 (BGBl I, 157) betont, daß in der 
Bewilligung auf die Skizze Bezug genommen werden 
müsse, und dies in anderem Zusammenhang für den Fall 
der Beurkundung wiederholt (BGHZ 74, 346). Daran ist 
festzuhalten.



Das Oberlandesgericht verweist noch auf § 9 
Abs. 1 Satz 3 des Beurkundungsgesetzes neuer Fassung. 
Diese Bestimmung ist allerdings nicht unmittelbar ein­
schlägig, da nicht die Beurkundung einer Willenserklä­
rung, sondern nur eine Unterschriftsbeglaubigung in 
Frage steht (§ 39 BeurkG). Für die öffentlich beglaubigte 
Erklärung kann aber nichts anderes gelten. Die Skizze 
wird nur dann Bestandteil der öffentlich beglaubigten 
Urkunde (§29 Abs. 1 Satz 1 GBO), wenn auf sie darin 
Bezug genommen wird und diese Bezugnahme somit Teil der 
Erklärung wird, deren Unterschrift der Notar beglaubigt 
(vgl. auch Keidel/Kuntze/Winkler, FG, Teil B 11. Aufl.
§ 40 BeurkG Rdn. 21; Jansen, FGG 2. Aufl. § 40 BeurkG 
Rdn. 15 m.w.N.).

Hill
Linden

Dr. Eckstein
Vogt

Hagen
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